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Vorwort 

Vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Arbeitsmarktprobleme wi rd 
in der Öffentlichkeit  vielfach eine Verkürzung der Lebensarbeitszeit 
gefordert.  Dem soll durch eine Vorverlegung der flexiblen Altersgrenze 
in der gesetzlichen Rentenversicherung Rechnung getragen werden. 

Wenn der frühere  Berufsaustritt  dem Wunsch des Arbeitnehmers 
entspricht, steht das geltende Arbeitsrecht der Beendigung seines Ar -
beitsverhältnisses nicht entgegen. Fraglich ist jedoch, ob das Arbeits-
recht de lege lata auch die Entscheidungsfreiheit  derjenigen Arbeit-
nehmer schützt, die nach Vollendung des 65. Lebensjahres weiterbe-
schäftigt bleiben wollen oder ob die vielfach zu beobachtende Praxis 
der „Zwangspensionierung" mi t 65 Jahren im Arbeitsrecht eine Stütze 
findet. 

Diese Frage ist im Rahmen der vorliegenden Arbeit für den Bereich 
des Individualarbeitsrechts untersucht worden. Dabei hat sich gezeigt, 
daß das geltende Vertrags- und Kündigungsschutzrecht die Entschei-
dungsfreiheit  des einzelnen bei der Beendigung seines Arbeitsverhält-
nisses in viel stärkerem Maße schützt, als vielfach behauptet und ange-
nommen wird. 

Die Beurteilung der Zulässigkeit kollektivvertraglicher Altersgrenzen 
konnte im Rahmen dieser Untersuchung leider nicht vorgenommen 
werden. Hier bietet sich ein lohnendes Feld für ergänzende Forschun-
gen an. 

Den entscheidenden Anstoß für die Arbeit gab Herr Professor  Dr. 
Schlüter. Er hat überdies das Entstehen des Manuskriptes stets mi t h i l f -
reichen Anregungen und konstruktiver K r i t i k begleitet. Dafür gi l t ihm 
mein besonderer Dank. 

Das Manuskript der Arbeit wurde im Februar 1983 abgeschlossen, 
nur die bis dahin erschienene Literatur ist dementsprechend berück-
sichtigt worden. 

Münster, im Dezember 1983 
Ulrich  Schröder 
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E r s t e r T e i l 

Einleitung 

§ 1 Gegenstand und Gang der Untersuchung 

„Akt iv i tät , Arbeitsbereitschaft  und die Leistungsfähigkeit des einzel-
nen folgen keinem starren Schema1." Diese Erkenntnis hat in der Bun-
desrepublik Deutschland zur Einführung einer flexiblen Altersgrenze 
in der gesetzlichen Rentenversicherung geführt,  „die dem einzelnen 
größere Freiheit und mehr Selbstbestimmung in bezug auf seinen Le-
bensabend"2 einräumen wi l l . 

Tatsächlich gilt diese Freiheit heute weithin nur für Arbeitnehmer, 
die vor Vollendung des 65. Lebensjahres aus dem Arbeitsleben aus-
scheiden wollen. Ihrem Wunsch tragen Arbeits- und Sozialversiche-
rungsrecht weitgehend Rechnung. Durch die Einführung der flexiblen 
Altersgrenze im Rentenversicherungsrecht, deren weitere Vorverle-
gung heute diskutiert wird 3 , wurden wesentlich materielle Vorausset-
zungen für einen früheren  Eintr i t t in den Ruhestand geschaffen.  Eine 
Beendigung bestehender Arbeitsverhältnisse gegen den Wil len der be-
troffenen  Arbeitnehmer vor Vollendung des 65. Lebensjahres w i rd 
überdies durch Art . 6 § 5 RRG4 weitgehend verhindert. 

Wer jedoch den Wunsch hat, nach Vollendung des 65. Lebensjahres 
weiterbeschäftigt  zu bleiben, kann diese Entscheidungsfreiheit  vielfach 
nicht für sich in Anspruch nehmen. Zwar steht das Sozialversicherungs-
recht einer Weiterarbeit nicht entgegen. Es schafft  dafür sogar durch 
eine besondere Zuschlagsregelung gewisse materielle Anreize. Die ge-
wünschte Weiterbeschäftigung wi rd vielfach aber durch arbeitsrecht-

1 B M A (Hrg.), Meinungen, 1. 
2 So die Begründung des Gesetzentwurfes für ein Rentenreformgesetz, 

BT-Drs. VI/2916, 37. 
3 Vgl. dazu z.B. die Untersuchung von Blume / Plum /  Naegele,  A l ters-

grenze, passim. 
4 Gesetz zur weiteren Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und 

über die fünfzehnte  Anpassung der Renten aus den gesetzlichen Renten-
versicherungen sowie über die Anpassung der Geldleistungen aus der ge-
setzlichen Unfallversicherung  (Rentenreformgesetz  — RRG) vom 16.10.1972 
(BGBl. I S. 1965); zur Bedeutung dieser Bestimmung siehe unten § 4. 

2* 



20 1. Tei l : Einlei tung 

liehe Maßnahmen verhindert, die zu einer Beendigung der Arbeits-
verhältnisse gegen den Wil len der betroffenen  Arbeitnehmer führen. 

Diese Praxis der „Zwangspensionierung"5 beschränkt die individuelle 
Freiheit und Selbstbestimmung der älteren Arbeitnehmer in der wich-
tigen Phase des Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand. 
Außerdem bleiben Unterschiede in der Leistungsfähigkeit und Arbeits-
bereitschaft  der betroffenen  Arbeitnehmer ebenso unberücksichtigt, 
wie ihre unterschiedliche finanzielle Situation und die differenzierten 
Anforderungsprofile  der jeweils wahrgenommenen beruflichen Tätig-
keiten. 

I . Rechtspolitische Diskussion 

Im Schatten der Diskussion um die Einführung und Vorverlegung der 
flexiblen Altersgrenze in der Rentenversicherung w i rd deshalb seit 
einigen Jahren die Frage diskutiert, ob die dort geforderte  Flexibi l i tät 
nicht auch den über 65jährigen Arbeitnehmern zugute kommen sollte. 

Zahlreiche internationale Organisationen haben sich inzwischen für 
die Möglichkeit einer Weiterbeschäftigung nach dem 65. Lebensjahr 
ausgesprochen. 

Der Europarat forderte  bereits in einer Empfehlung aus dem Jahre 
1967 und später in der auf einer umfassenden Untersuchung beruhen-
den Resolution vom 23.1.1975 dazu auf, es älteren Menschen, die das 
Rentenalter erreicht haben, zu erleichtern, eine angemessene Arbeit zu 
finden 6. Nach seiner Auffassung  trägt Arbeit im Al ter erheblich zur 
positiven Lebensbewältigung und zur Erhaltung der geistigen und kör-
perlichen Gesundheit bei. 

Der frühere  UNO-Generalsekretär Waldheim hatte bereits 1973 die 
„Zwangspensionierung mit dem Abschluß des 65. Lebensjahres" heftig 
kri t isiert 7 . In einer Anfang 1982 vorgelegten Studie haben nunmehr 
fünfzehn  internationale Fachleute der UNO die Beendigung von Ar -
beitsverhältnissen gegen den Wil len der betroffenen  Arbeitnehmer bei 
Vollendung des 60. oder 65. Lebensjahres ausdrücklich verurtei l t 8 . Für 
Regelpensionierungen sollten vielmehr die Jahre zwischen dem 75. und 
dem 80. Lebensjahr in Betracht gezogen werden. Die Studie stellt aus-

5 Der Begriff  hat sich weitgehend durchgesetzt, vgl. Hanau,  RdA 1976, 
24 ff.;  Schönholzer,  Übergang, 3. Genauer müßte i m Zusammenhang m i t 
Arbeitnehmern von Zwangsverrentung gesprochen werden. 

6 Zi t . nach Schlüter  / Belling , Anm. zu B A G SAE 1979, 276 (278). 
7 Zi t . nach Lehr,  ZfB 1979, 138. 
8 Vgl. FAZ vom 15. 2.1982, 9. 
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drücklich fest, „daß die Älteren das Recht haben, am wirtschaftlichen 
und sozialen Leben ihrer Länder teilzunehmen, und daß es insbeson-
dere wünschenswert ist, sicherzustellen, daß es älteren Arbeitnehmern 
ermöglicht wird, ihre Arbeit so lange fortzuführen,  wie sie dies wün-
schen und dazu in der Lage sind". 

Auch nach Ansicht der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) in 
Genf „sollten ältere Arbeitnehmer, die körperlich und geistig in guter 
Verfassung sind, dazu ermutigt werden, über das Pensionierungsalter 
hinaus zu arbeiten"9. In ihrer im Apr i l 1982 veröffentlichten  Studie 
fordert  die IAO außerdem, den älteren Arbeitnehmern die Möglichkeit 
zu bieten, „ihre Fähigkeiten weiterzuentwickeln, um auf der Höhe des 
technischen Fortschritts zu bleiben". 

Die rechtspolitische Diskussion hat zwischenzeitlich auch zu ersten 
gesetzgeberischen Konsequenzen geführt.  In den USA sind am 1.1.1979 
die "Age Discrimination in Employment Act Amendments of 1978" in 
Kraft  getreten10. Eine Zwangspensionierung von Bundesbediensteten 
ist durch dieses Gesetz vollständig ausgeschlossen worden. Beschäftigte 
außerhalb des Bundesdienstes können nicht vor Vollendung des 70. Le-
bensjahres gegen ihren Wil len in den Ruhestand versetzt werden. In-
zwischen ist das völlige Verbot von Altersgrenzen geplant11. 

Dem englischen Parlament liegt ebenfalls ein Gesetzentwurf vor, der 
Zwangspensionierungen vor Vollendung des 70. Lebensjahres verhin-
dern soll12. In den amerikanischen Bundesstaaten Florida und Kalifor-
nien ist es grundsätzlich unzulässig, ein Beschäftigungsverhältnis gegen 
den Wil len der betroffenen  Arbeitnehmer aus Altersgründen zu been-
den. Darüber hinaus verzichtet eine Reihe von amerikanischen Unter-
nehmen seit Jahren freiwi l l ig auf die Beendigung von Beschäftigungs-
verhältnissen gegen den Wil len älterer Arbeitnehmer. 

Ein besonders starkes Interesse an einer Weiterbeschäftigung älterer 
Arbeitnehmer über das 65. Lebensjahr hinaus ist in sozialistischen 
Staaten zu beobachten. § 5 S. 2 des Arbeitsgesetzbuches der DDR be-
stimmt, daß Altersrentnern" die weitere berufliche Tätigkeit nach ihren 
Fähigkeiten und Wünschen zu sichern" ist18. Dementsprechend sind in 
der DDR 51 % der 65- bis 70jährigen, 28% der 70- bis 75jährigen und 

9 IAO (Hrg.), Bevölkerung, 4. 
1 0 Vgl. Dohse /  Jürgens  /  Russig,  Zeitschrift  für Sozialreform 1979, 548 f.; 

ZfB 1979, 126. 
1 1 So Chicago Tribune vom 31. 8.1982. 
1 2 Vgl. dazu ZfB 1979, 126. 
1 3 Arbeitsgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik v. 16.6.1977 

(GBl. I , 185); vgl. auch Schlegel,  Neue Justiz 1980, 178. 


